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Personalie 

Karin Maag tritt Position beim Gemeinsamen 
Bundesausschuss an 
Berlin, 1. Juli 2021 – Seit heute ist Karin Maag unparteiisches Mitglied 
beim Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA). Sie folgt auf Prof. Dr. Eli-
sabeth Pott, die Ende Februar 2021 aus persönlichen Gründen aus der 
laufenden sechsjährigen Amtszeit ausgeschieden ist. 

Karin Maag war seit 2009 Bundestagsabgeordnete. In ihrer neuen Funk-
tion beim G-BA ist sie ab jetzt für Qualitätssicherung, Disease-Manage-
ment-Programme (DMP) sowie ambulante spezialfachärztliche Versor-
gung (ASV) verantwortlich. Bei diesen Themen übernimmt sie den Vor-
sitz der beschlussvorbereitenden Unterausschüsse. Karin Maag ist nun 
neben Prof. Josef Hecken, der als unparteiisches Mitglied auch den Vor-
sitz des G-BA innehat, und Dr. Monika Lelgemann das dritte unparteii-
sche stimmberechtigte Mitglied des G-BA. Die anderen zehn stimmbe-
rechtigten Mitglieder des G-BA werden von Seiten der Trägerorganisati-
onen besetzt. 

Die Amtszeit von Karin Maag beginnt am heutigen 1. Juli 2021 und en-
det – wie die der anderen beiden unparteiischen Mitglieder – im Juni 
2024. 

Ein Lebenslauf und ein Foto von Karin Maag sind auf der Website des 
G-BA zu finden. 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. 
Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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